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1 Landratsamt Main-

Tauber-Kreis

09.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum oben genannten Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften nimmt

das Landratsamt Main-Tauber-Kreis wie folgt Stellung:

1.1 Brandschutz 1. Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Wasser-

menge von mind. 96 m3/h über mind. 2 Stunden erforderlich (§ 3

Abs. 1.3 Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg, § 2 Abs. 5

LBOAVO i. V. m. Arbeitsblatt W 405 Deutscher Verein des Gas- und

Wasserfaches e.V.)

2. Die Versorgungsleitungen sind als Ringleitsystem auszuführen. Der

Druck in den Leitungen muss bei Entnahme mind. 3 bar betragen.

In einem Abstand von max. 140 m sind Wasserentnahmestellen

(Hydranten) anzuordnen und gut sichtbar zu beschildern.

Die Löschwasserversorgung kann über das best. Versorgungsnetz und

die Wasserentnahme aus dem Brehmbach (Entfernung < 300 m) sicher-

gestellt werden.

Die Versorgungsleitungen werden soweit dies im Bestand möglich ist

zur Ringleitung erweitert.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

1.2.1 Wasserwirtschaft Erneuerbare Energien

Wir bitten um Aufnahme des folgenden Textbausteins:

„Für die Wärmegewinnung mittels Geothermie ist eine separate Geneh-

migung beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis einzuholen."

Der Textbaustein wird übernommen. Die Anregung wird berücksich-

tigt.

1.2.2 Entwässerung

Sofern die Versickerung anfallender Niederschlagswässer zugelassen

werden soll, weisen wir auf folgende Punkte hin:

Die Versickerung von Niederschlagswasser, das im geplanten Baugebiet

auf Dachflächen anfällt, ist erlaubnisfrei. Abhängig von der Grundstücks-

nutzung ist die Versickerung von auf weiteren befestigten Grundstückflä-

chen anfallendem Niederschlagswasser

 bei Wohnnutzung erlaubnisfrei,

 bei gewerblicher Nutzung in der Regel erlaubnispflichtig.

Auf Grund der Bodenverhältnisse ist eine Versickerung nur in geringem

Umfang möglich.

Der Hinweis auf die Erlaubnispflicht wird aufgenommen.

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Eine entsprechende Erlaubnis ist frühzeitig beim Landratsamt Main-Tau-

ber-Kreis einzuholen. Folgende Punkte sind zu beachten:

 ausreichende Durchlässigkeit des Untergrundes

 genügend große Versickerungsflächen

 nachbarliche Belange dürfen nicht beeinträchtigt werden

1.2.3 Starkregen

Es wird im Rahmen der Starkregenvorsorge empfohlen, das Gebiet in Be-

zug auf wild abfließendes Wasser sowie vorhandene und geplante Au-

ßeneinzugsgebietsableitungen auf Sohlstabilität und das Fassungsver-

mögen bei Starkregenereignissen hin zu überprüfen.

Flächen mit der Notwendigkeit baulicher Vorkehrungen gegen Naturge-

fahren sind in Bebauungsplänen zu kennzeichnen. Hauptfließwege des

Wassers sollten freigehalten werden. Sofern Beeinträchtigungen durch ei-

nen Oberflächenabfluss bei Starkregen abzusehen sind, ist ein konkreter

Hinweis auf die Anpassungspflicht von Kellern (Fenster/ Türen/ Bau-

weise), Lichtschächten und sonstigen Anlagen sinnvoll.

Gemäß der Berechnungen der Starkregenkarten der Stadt Tauberbi-

schofsheim erfolgt nur bei „extremen Ereignissen“ eine Oberflächenab-

fluss über den best. Weg zwischen den Parkplätzen.

Bauliche Vorkehrungen werden im Bebauungsplan auf Grund der gerin-

gen Betroffenheit nicht vorgesehen.

Kenntnisnahme
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1.2.4 Abwasserbeseitigung

Das Gebiet ist im vorliegenden AKP aus dem Jahr 1996 erfasst. Das er-

forderliche Wasserrechtsverfahren für die innere und äußere abwasser-

technische Erschließung ist rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsar-

beiten durchzuführen. Der Nachweis der äußeren Erschließung ist zu füh-

ren, da die im AKP angesetzte Versiegelung von 0,45 überschritten wird.

Die Bemessungsansätze des AKP sind überholt und bei zukünftigen Er-

schließungen sollte dieser fortgeschrieben werden.

Es wird des Weiteren darauf verwiesen, dass für neue Siedlungsgebiete

eine nachhaltige und ,naturnahe' Entwässerung, gemäß DWA-A/M 102,

zu etablieren ist. Hierbei sind die Möglichkeiten der Verdunstung und Ver-

sickerung einer bloßen Ableitung bzw. Rückhaltung vorzuziehen.

Entsprechend sollten zumindest begrünte Dächer explizit erlaubt werden.

Diese Planungshinweise sollten bei künftigen Bebauungsplänen frühzeitig

in die Planung einfließen.

Die Unterlagen sind mit der Stadt abgestimmt und beim Umweltschutz-

amt vorgelegt.

Im Gebiet wird ein modifiziertes Trennsystem vorgesehen, dadurch

kann die Vorgabe des Versiegelungsgrad von 0,45 eingehalten werden.

Beim vorliegenden Gebiet handelt es sich um die Nachnutzung eines

bisher bereits teilbebauten Gebietes.

Auf Grund der anstehenden Böden ist eine Versickerung nur in begrenz-

tem Umfang möglich. Die Anlage von Verdunstungsbecken oder -mul-

den ist durch das hängige Gelände ohne zusätzlichen Geländever-

brauch nicht zweckmäßig.

Gemäß Punkt 1.1.2.3 der örtlichen Bauvorschriften sind Flachdächer als

Gründächer auszuführen.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

1.3.1 Natur- und Land-

schaftsschutz

Die Maßnahmen zur Vermeidung und die CEF-Maßnahmen aus den saP

vom 30.11.2021 und 09.07.2022, sowie die Änderungen/ Ergänzungen

aus der vorliegenden Stellungnahme sind zwingend einzuhalten und in

die textlichen Festsetzungen des BBP aufzunehmen. Die CEF-Maßnah-

men sind dauerhaft funktionsfähig zu halten.

Aufzunehmen sind im Einzelnen die folgenden Festsetzungen:

 Bauzeitbeschränkungen wie in der Begründung, S. 26.

 Südwestlich an den Geltungsbereich des BBP grenzt das gesetzlich

 Die Festsetzungen enthalten alle gemäß BauGB § 9 möglichen

Festsetzungen.

 Der Abstand zum Biotop wird über das Mindestmaß hinaus

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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geschützte Waldbiotop Nr. 263231283591an. Zum gesetzlich ge-

schützten Biotop ist ein Mindestabstand von 25 m zwingend einzu-

halten.

 Anbringung von mindestens 5 Nistkästen für Wendehals und wei-

tere Höhlenbrüter, Neupflanzung von Gehölzen, Neuschaffung/ Be-

lassen von Grünflächen.

 Anbringen von Fledermauskästen. Anzahl, Lage und Beschaffung

der Kästen sind im Vorfeld des BBP-Beschlusses mit der unteren

Naturschutzbehörde abzustimmen.

 Anbringung von mindestens 2 Nistkästen für Meise und mindestens

1 Nistkasten für Star

 Steinriegel, Schnittguthaufen, Sandlinsen, Überwinterungskammer

für Zauneidechsen

eingehalten.

 Nistkästen für die genannten Vogel- und Fledermausarten wer-

den in Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde und dem

Nabu im Bereich des vorliegenden Bebauungsplanes angebracht

Hier besteht ein enger Kontakt mit den Beteiligten.

 Das Habitat für die Zauneidechsen wird auf der Grünfläche nörd-

lich der Bestandsgebäude südexponiert angelegt.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

1.3.2  Ersatzanlage des nach § 33a Naturschutzgesetz Baden-Württem-

berg (NatSchG) sowie nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz ge-

schützten Streuobstbereiches. Der Ausgleich ist in räumlicher Nähe

zu erbringen. Hierbei ist der Verzögerungseffekt miteinzuberech-

nen. Das Anpflanzen von ca. 20 Obstgehölzen wird demnach als

nicht ausreichend erachtet, die Anzahl der Obstgehölze ist auf min-

destens 25, die Flächengröße entsprechend auf 25ar zu erhöhen.

Der Unterwuchs ist nach naturschutzfachlichen Kriterien zu entwi-

ckeln. Für Einsaaten ist ausschließlich Saatgut aus dem Ursprungs-

gebiet 11 Südwestdeutsches Bergland zu verwenden.

 Für das Pflanzgebot betreffende Gehölzpflanzungen ist (außer bei

Obstgehölzen) gemäß den Ausführungen der Begründung zum

BBP (Nr. 14.1) ausschließlich Pflanzgut aus dem Vorkommensge-

biet 5.1 Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten

Die Ersatzpflanzung mit 25 Obstbäumen erfolgt auf einem Flurstück

3201 auf der Gemarkung Bad Mergentheim, hier wird ein bestehender

Bestand erweitert. Die erforderlichen Nachweise werden nach der

Pflanzung vorgelegt

Die bereits in den Unterlagen genannten Pflanz- und Saatgutgüten wer-

den eingehalten.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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und Mittelfränkische Becken zu verwenden. Die Pflanzliste (pla-

nungsrechtliche Festsetzungen Nr. 2.11) ist zu beachten.

 Für Einsaaten im Übergang zur freien Landschaft ist ausschließlich

Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 11 Südwestdeutsches Bergland

zu verwenden.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme

1.4.1 Immissionsschutz Gemäß der Schallimmissionsprognose der Wölfel Engineering GmbH, Nr.

X0447.003.01.001 vom 22.09.2022 in Verbindung mit der Schallimmissi-

onsprognose Nr. X0447.002.01.001 vom 05.07.2021 werden die Orientie-

rungswerte für Verkehrslärmimmissionen nach der DIN 18005 im Plange-

biet für die Baufelder 1 bis 3 überschritten. Inwieweit diese Überschreitung

zumutbar ist, sollte abgewogen und das Ergebnis der Abwägung in der

Begründung zum Bebauungsplan dargelegt werden. Zur Notwendigkeit

einer Abwägung und zur Zulässigkeit der Orientierung an Immissions-

grenzwerten der 16. BlmSchV verweisen wir auf folgende Urteile:

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg

Urteil vom 17.06.2010, AZ: 5 S 884/09

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg

Urteil vom 15.11.2012, AZ: OVG10A10.09

Oberverwaltungsgericht Lüneburg

Urteil vom 15.01.2004, AZ: 1 KN 128/03

Die exponierte Lage von Baufeld 1 eignet sich insbesondere für den

Dienstleistungssektor. Lärmquellen, insbesondere eventuell auftreten-

den Schallimmissionen, wird mit geeigneten Baustoffen und Bauele-

menten begegnet.

Bei den Wohngebäuden, die auf den Baufeldern 2 und 3 geplant sind,

wird der Einbau Schalldämmfenstern vorgesehen sowie Außenbauteile,

mit denen die Anforderungen erfüllt werden.

Die zu planende Architektur trägt den Anforderungen Rechnung unter

Einbeziehung von passiven Schallschutzmaßnahmen. Die Zumutbar-

keitsgrenzen werden nicht überschritten.

Kenntnisnahme

1.4.2 In die Abwägung sollte auch eingestellt werden, ob und in welchem Um-

fang aktive Schallschutzmaßnahmen durchgeführt werden können. So-

weit aktive Schallschutzmaßnahmen nicht durchgeführt werden, sollten

die Gründe hierfür dargelegt werden.

Zur Problematik der Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen

anstelle von aktiven Schallschutzmaßnahmen weisen wir auf das Urteil

des Bundesverwaltungsgerichtes vom 13.05.2009, Az: 9 A 72/07 hin.

Auf Grund der verdichteten Bebauung (Vorgabe aus der Regionalpla-

nung und der Raumordnung) besteht keine Möglichkeit zur Anlage von

ausreichend dimensionierten Lärmschutzwänden oder -wällen. Der Bau

von aktiven Schallschutzmaßnahmen würde die Nutzungsmöglichkeiten

der geplanten Gebäude in Bezug auf Belichtung und Frischluftzufuhr

unverhältnismäßig einschränken.

Kenntnisnahme
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Gemäß der Begründung zum Bebauungsplan sind passive Schallschutz-

maßnahmen erforderlich.

Die notwendigen passiven Schallschutzmaßnahmen nach DIN 4109 soll-

ten in die Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgenommen und die

gebildeten Lärmpegelbereiche entweder in dem Plan dargestellt oder auf

entsprechende Karten in der Schallimmissionsprognose verwiesen wer-

den.

Die passiven Schallschutzmaßnahmen werden in die Festsetzungen

zum Bebauungsplan aufgenommen und die Lärmpegel in einem sepa-

raten Plan mit Sondersachverhalten dargestellt.

Kenntnisnahme

1.5 Landwirtschaft In der digitalen Flächenbilanz ist das Plangebiet teilweise als Vorrangflä-

che II und Grenzfläche oder unbewertete Fläche eingestuft. Es liegt Weg-

und Waldfläche sowie Ackerbaufläche vor. Die Flächen weisen Ackerzah-

len zwischen 40 und 53 auf. Es handelt sich hier um weniger hochwertige

Standorte.

Wenn der Bebauungsplan der Kreisstadt Tauberbischofsheim wie hier

dargestellt realisiert werden soll, legt das Landwirtschaftsamt Wert auf fol-

gende Punkte:

In den Planunterlagen fehlen Darstellungen zu geplanten Ausgleichsmaß-

nahmen. Das Landwirtschaftsamt weist darauf hin, dass nach § 15 Abs. 3

BNatSchG bei der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flä-

chen für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Be-

lange Rücksicht zu nehmen ist. Grundsätzlich sollten für die Ausgleichs-

maßnahmen ertragsschwache Standorte in Betracht gezogen werden.

Gemäß der Einstufung im Flächennutzungsplan und der tatsächlichen

Nutzung liegt kein Ackerland vor.

Eine aktive landwirtschaftliche Nutzung hat in den letzten Jahrzehnten

(mindestens seit 1977) nicht stattgefunden, die Flächen waren mit dem

sogenannten „Kachelbau“ und einem Sportplatz überbaut.

Es ist kein landwirtschaftlicher Ausgleich vorgesehen

Kenntnisnahme

1.6.1 Forstamt Von dem geplanten BBP-Vorhaben sind forstliche Belange betroffen.

Soweit aus den vorliegenden Planunterlagen ersichtlich wird, befinden

sich sowohl innerhalb des geplanten Geltungsbereiches Waldflächen

nach § 2 Landeswaldgesetz (LWaIdG) auf den Flurstücken Nr. 433, 434

und 436 sowie direkt an den Geltungsbereich angrenzende Waldflächen

auf dem Flurstück Nr. 7327.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme
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Die o.g. Waldbestände sind unter anderem als Erholungswald als auch

Immissionsschutzwald gemäß LWaIdG ausgewiesen. Auf Teilen des Flur-

stücks Nr. 436 (innerhalb des geplanten Geltungsbereiches) und Teilen

des unmittelbar an den Geltungsbereich angrenzenden Waldflurstück Nr.

7327 befindet sich ein nach LWaIdG ausgewiesenes Waldbiotop.

1.6.2 Waldflächen innerhalb des geplanten BBP-Geltungsbereiches:

Sämtliche Waldflächen im Sinne des § 2 LWaIdG, die innerhalb des ge-

planten Geltungsbereiches liegen, sind in den Planunterlagen zahlenmä-

ßig zu bilanzieren und kartographisch darzustellen.

Sollte an der derzeitigen Planung festgehalten werden, so ist ein forst-

rechtliches Genehmigungsverfahren nach §§ 9-11 LWaIdG erforderlich

(Waldumwandlungserklärung nach § 10 LWaIdG zur Erlangung der

Rechtskraft des BBP's sowie ein Waldumwandlungsverfahren nach § 9

und ggf. §11 LWaIdG für die dauerhaften und/oder befristeten Waldinan-

spruchnahmen). Die zuständige genehmigende Behörde ist die höhere

Forstbehörde beim Regierungspräsidium Freiburg.

Ein entsprechender Antrag auf Umwandlungserklärung nach § 10

LWaIdG und Waldumwandlung nach § 9 und ggf. § 11 LWaIdG ist über

die untere Forstbehörde bei der höheren Forstbehörde einzureichen (vgl.

Punkt 3.).

Die Waldfläche wird in einem separaten Plan mit Sondersachverhalten

dargestellt, die Bilanzierung der Waldflächen erfolgt in der Begründung

zum Bebauungsplan.

Die Unterlagen für das forstrechtliche Genehmigungsverfahren werden

in Abstimmung mit dem Forstamt derzeit erstellt.

Die Ersatzflächen für die Aufforstung sind über privatrechtliche Verträge

gesichert und mit dem Forstamt abgestimmt.

Die entsprechenden Vorgaben werden beachtet und der Antrag vorge-

legt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

1.6.3 Bereits zum jetzigen Zeitpunkt des Verfahrens weisen wir darauf hin, dass

für dauerhafte VValdflächeninanspruchnahrnen entsprechende Ersatz-

und Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden (u.a. eine mindestens flä-

chengleiche Ersatzaufforstung sowie etwaige zusätzliche Schutz- und Ge-

staltungsmaßnahmen). Die Details hierzu setzt die höhere Forstbehörde

im Rahmen des forstrechtlichen Genehmigungsverfahrens abschließend

fest.

Der Vorhabensträger wird die Ausgleichsmaßnahmen gemäß bereits

getroffener Absprachen auf mehreren Flächen umsetzen vgl. Punkt

1.6.6

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Gemäß den Vorgaben des LWaIdG sind Eingriffe in den Wald grundsätz-

lich zu minimieren und geplante Vorhaben einer Alternativenprüfung zu

unterziehen.

Die Eingriffe werden soweit dies bei der geplanten Nutzung und den

erforderlichen Sicherheitsabständen zum Wald möglich ist begrenzt.

1.6.4 Waldflächen. die direkt an den BBP-Geltungsbereich angrenzen (Waldab-

stand):

Gemäß § 4 Abs. 3 LBO ist ein Mindestabstand von 30 m zwischen Wald

und Gebäuden einzuhalten. Aus der Planzeichnung der vorliegenden An-

tragsunterlagen geht hervor, dass die derzeitige Baulinie lediglich einen

Abstand von 17,5 m zum westlich direkt angrenzenden Waldflurstück Nr.

7327 vorsieht die Vorgaben des § 4 Abs. 3 LBO werden somit nicht ein-

gehalten.

Wir weisen auf die o.g. gesetzlichen Vorgaben zum erforderlichen Wald-

abstand nach LBO und die damit einhergehende Gefahrenlage im Falle

einer Unterschreitung des geforderten Waldabstandes (hier: lediglich 17,5

m) ausdrücklich hin und empfehlen eine Überarbeitung der Planunterla-

gen und dementsprechende Verschiebung der geplante Baulinie.

Hinweis:

Die zuständige Baurechtsbehörde kann Ausnahmen hinsichtlich des ge-

setzlich geforderten Waldabstandes nach LBO zulassen, hat diese aber

entsprechend zu verantworten.

Die Planung wurde geändert, so dass die Waldabstandsfläche mit 30 m

eingehalten wird.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

1.6.5 Erforderliche Überarbeitung der Planunterlagen:

In den derzeit vorliegenden Planunterlagen ist die bestehende Waldflä-

chenbetroffenheit nicht dargestellt.

Die Planunterlagen sind daher um folgende forstliche Belange zu überar-

beiten:

 geplante Waldflächeninanspruchnahmen sind getrennt nach § 9

und § 11 LWaIdG flächenmäßig zu bilanzieren und kartographisch

Die Betroffenheit wird in den Planunterlagen ergänzt.

Wird in einem separaten Plan ergänzt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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darzustellen

 Alternativenprüfung ist durchzuführen

 forstliche Schutzgüter sind im Umweltbericht darzustellen und

entsprechend zu bewerten:

 Waldfunktionenkartierung

 Waldbiotopkartierung

 Generalwildwegeplan

 AuT-Konzept

 Waldabstand

 Hinweis auf erforderliches forstrechtliches Genehmigungsverfahren

nach LWaIdG:

Alternativen stehen dem Investor nicht zur Verfügung.

Für die Maßnahme ist gemäß den §§ 13, 13a und 13b BauGB kein Um-

weltbericht zu erstellen. Die Waldfunktionen werden, wie bereits mit der

Darstellung der Waldbiotopfläche durchgeführt, in den Planunterlagen

erfasst.

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

1.6.6 1. Antrag auf Waldumwandlung nach §§ 9 und ggf. 11 LWaIdG

2. Antrag auf Umwandlungserklärung nach § 10 LWaldG

Umwandlungserklärung nach § 10 LWaIdG ist erforderlich, damit

der Bebauungsplan Rechtskraft erlangen kann

3. ggf. Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG für geplante

Waldflächeninanspruchnahmen ab 1,0 ha

Kumulationswirkung ist zu beachten (heißt: alle Waldumwandlun-

gen nach §§ 9-11 LWaIdG, die in flächenmäßigem und/oder inhalt-

lichen Zusammenhang zum Vorhabensgebiet stehen, sind zu bilan-

zieren)

 Hinweis auf erforderlichen forstrechtlichen Ausgleich

mindestens flächengleiche Ersatzaufforstung, zzgl. Schutz- und

Gestaltungsmaßnahmen

am besten in Planunterlagen gleich konkrete Vorschläge für mögli-

che Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen einbringen

Der Antrag auf Waldumwandlung und auf Umwandlungserklärung wird

erstellt.

Die betroffen Waldfläche beträgt 0,36 ha.

Der erforderliche forstrechtliche Ausgleich wird durch die Aufforstung ei-

ner Fläche auf der Gemarkung Neuses, Gemeinde Igersheim, die vom

Forstamt fachlich begleitet wird, nachgewiesen. Die erforderlichen Ver-

träge liegen vor.

Die erforderlichen neuen Waldflächen können somit nachgewiesen

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Die untere Forstbehörde bittet um Beachtung der o.g. genannten Punkte

und entsprechende Überarbeitung der Planunterlagen.

Auf die Stellungnahme der höheren Forstbehörde Freiburg zu diesem ge-

planten Vorhaben wird ergänzend verwiesen. Um entsprechende Beteili-

gung der unteren und der höheren Forstbehörde im weiteren Verlauf des

Verfahrens wird gebeten. Die höhere Forstbehörde erhält von hier aus

eine Mehrfertigung dieser Stellungnahme.

werden.

1.7 Verkehr Die Planung entspricht nicht dem zwischen Landratsamt, Stadt Tauberbi-

schofsheim, Polizei und Vorhabenträger abgestimmten Ergebnis vom

11.03.2021.

Danach sollte sämtlicher Verkehr über die Königheimer Straße abgewi-

ckelt werden, allenfalls eine Zufahrt von der Landesstraße aus ermöglicht

werden.

Der Gehweg wäre direkt an die Straße zu verlegen. Die Parkplätze sollten

längs zur Fahrbahn eingerichtet werden.

Neben dem bereits an die Landesstraße angebundenen beschränkt - öf-

fentlichen Weg sieht die Planung eine Zufahrt sowie eine Ausfahrt unmit-

telbar hintereinander vor. Die Anbindung an die Landesstraße erfolgt über

den unberücksichtigten Bereich zwischen Landesstraße und Vorhaben

(Schotterparkplatz). Eine ordnungsgemäße verkehrliche Anbindung (Mar-

kierung und Beschilderung) über die geschotterte Fläche an die Landes-

straße ist nicht möglich.

Vor diesem Hintergrund wird die Planung für o.g. Vorhaben aus verkehr-

licher Sicht äußerst kritisch gesehen. Es ist davon auszugehen, dass im

Im Zuge der Erstellung des Bebauungsplanes wurde mit den Vertretern

des Kreisstraßenbauamtes erneut Gespräche zur Thematik der Zu- und

Abfahrten zum Plangebiet geführt, diese wurden in die Planung aufge-

nommen. Gemäß des Gespräches kann die L 504, Külsheimer Straße

innerhalb der ODE Grenze als angebaute Hauptsammelstraße betrach-

tet werden, so dass sowohl die Ausfahrt aus der inneren Erschließungs-

straße als auch eine Ein- und Ausfahrt aus dem Dienstleistungsge-

bäude als unproblematisch eingestuft wird.

Die vorliegende Planung umfasst die Flächen, die sich im Eigentum des

Vorhabenträgers befinden. Die Flächen für einen eventuellen Gehweg

und Parkplätze liegen nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

Die Ausfahrt auf die L 504 ist nach Aussage der Vertreter des Kreisstra-

ßenbauamt ohne Genehmigung möglich, da die L 504 in diesem Bereich

bereits innerhalb der OD-Grenze liegt. Die erforderliche Befestigung der

Ausfahrt, Markierung und Beschilderung wird in Absprache mit dem

Straßenbaulastträger und der Genehmigungsbehörde hergestellt.

Über die innere Erschließungsstraße soll nur eine Ausfahrt auf die L 504

erfolgen. Grundstückszufahrten zur L 504 unterliegen bisher keinen

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Bereich der Landesstraße für die geplanten Zu- und Abfahrten weitere

verkehrsregelnde Maßnahmen erforderlich werden. (Fahrtrichtungsvor-

gabe o.ä).

zusätzlichen Vorgaben.

1.8 Straßenbau Es wird davon ausgegangen, dass die Tiefgarage über die Erschließungs-

straße angedient wird.

Die Andienung des geplanten Parkhauses erfolgt über die Erschlie-

ßungsstraße.

Kenntnisnahme
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2 Regierungspräsi-

dium Stuttgart

09.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Regierungspräsidium nimmt als höhere Raumordnungsbehörde so-

wie aus Sicht der Abteilung 4 - Straßenwesen und Verkehr - Stellung. Die

Stellungnahme der Abteilung 8 - Landesamt für Denkmalpflege - erhalten

Sie ggf. in einem gesonderten Schreiben.

2.1 Raumordnung Aus raumordnerischer Sicht sollte der Bedarf für die Planung weiter be-

gründet werden. Insbesondere sollte der Bedarf bezüglich der zusätzli-

chen Wohnbaufläche begründet werden. Die Entstehung von regionalbe-

deutsamen Einzelhandelsagglomeration gemäß Plansatz 2.4.3.2.5 ist

durch geeignete Festsetzungen im Bebauungsplan oder dem Ausschluss

von Einzelhandel entgegen zu wirken.

Der Bedarf an adäquatem Wohnraum ist enorm gestiegen, insbeson-

dere da durch den Ausbau von Home-Office viele Arbeitnehmer im länd-

lichen Raum wohnen wollen.

Durch die gewählten Festsetzung und die geplanten Grundstücksgrö-

ßen wird die Ansiedlung von regionalbedeutsamen Einzelhandelsbetrie-

ben ausgeschlossen. Die Aussagen in Punkt 1.1.1 der Planungsrechtli-

chen Festsetzungen wurden dahingehend spezifiziert.

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berückssich-

tigt.

2.2 Hochwasser Nach der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länder-

übergreifenden Hochwasserschutz vom 19.08.2021 (Bundesraumord-

nungsplan Hochwasser) sind die Ziele und Grundsätze nach Ziffer I. und

II. der Anlage zur Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen

länderübergreifenden Hochwasserschutz zu prüfen. Insbesondere sind

hier auch nach Ziffer 1.2.1 (Z) die Auswirkungen des Klimawandels im

Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewässer, durch

Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser bei

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Sied-

lungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren

Daten vorausschauend zu prüfen.

Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb von festgesetzten Überflu-

tungsflächen bei HQ-Extrem Ereignissen. Gemäß den vorliegenden

Starkregenkarten der Stadt Tauberbischofsheim ist hier nur eine ge-

ringe Beeinträchtigung zu erkennen.

Kenntnisnahme

2.3 Straßenwesen und

Verkehr

Das geplante Gebiet befindet sich innerhalb des Erschließungsbereichs,

daher sind laut dem Straßengesetz für Baden-Württemberg keine beson-

deren Anbaubeschränkungen zu beachten.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme
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Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass ein Anschluss an die L504 geplant

ist.

Das Regierungspräsidium bittet daher um Beteiligung und enge Abstim-

mung bei der Planung des Anschlusses.

Über die Veränderung an der Landesstraße ist eine Vereinbarung zwi-

schen dem Land Baden-Württemberg und der Stadt Tauberbischofsheim

zu schließen.

Ein Abstimmungstermin hat bereits mit den Vertretern des Kreisstraßen-

bauamtes stattgefunden. Die Ausfahrt aus dem Gebiet liegt innerhalb

der ODE-Grenzen, die L 504 ist hier als angebaute Straße zu betrach-

ten. Vor der konkreten Umsetzung der Maßnahme werden weitere Ge-

spräche geführt.

Kenntnisnahme

2.4 Hinweis Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des

Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit je-

weils aktuellem Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttem-

berg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3

LpIG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes

eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form an das Postfach

KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden.

Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Be-

kanntmachungsnachweis digital vorzulegen.

Kenntnisnahme
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4.1 RP Freiburg, Abt.9

Landesamt für Ge-

ologie, Rohstoffe

und Bergbau,

07.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir übersenden Ihnen unsere Stellungnahme zum o. g. Vorhaben. Beach-

ten Sie bitte unser Merkblatt, welches als Anlage beigefügt ist.

Achtung!

Aufgrund verschärfter E-Mail-Sicherheitsbestimmungen empfängt das

Regierungspräsidium Freiburg keine älteren Office-Formate (z. B. .doc /

.xls) oder mit Passwort geschützten Dateiarchive (z. B. .zip) mehr. Eben-

falls dürfen Office-Dateien keine Makros mehr enthalten. Senden Sie uns

daher bitte ab sofort nur noch Dokumente in aktuellen Office-Formaten

wie z. B. .docx oder .xlsx ohne Makros bzw. PDF-Dateien zu.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Elektronische Post

richten Sie bitte an die Poststelle der Abteilung (abteilung9@rpf.bwl.de).

Kenntnisnahme

Die Stellungnahme des RP Frei-

burg wird in ihrer Gesamtheit zur

Kenntnis genommen.

(Seiten 16-19 der vorliegenden

Tabelle)

4.2 A Allgemeine Angaben

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Tauberpark (St.

Michael)" und Erlass zugeordneter Bauvorschriften, Stadt Tauberbi-

schofsheim, Main-Tauber-Kreis (TK 25: 6323 Tauberbischofsheim-West)

hier:

1. Öffentliche Auslegung der Entwurfsunterlagen gern. § 3 Abs. 2

BauGB

2. Benachrichtigung von der öffentlichen Auslegung

3. Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

4. Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB

Ihr Schreiben Az. 301-621.41 vom 18.10.2022 Anhörungsfrist 09.12.2022

Kenntnisnahme

4.3 B Stellungnahme

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und

bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für Geologie,
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Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterla-

gen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben.

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen,

die im Regelfall nicht überwunden werden können

Keine

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den

Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes

Keine

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

4.4 3. Hinweise, Anregungen, Bedenken

Geotechnik

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öf-

fentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten

oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingeni-

eurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotech-

nischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verant-

wortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls

die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebau-

ungsplan empfohlen:

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen

Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen der Jena-Formation aus

dem Unteren Muschelkalk. Diese werden am Ostrand des Plangebietes

von holozänen Abschwemmmassen mit im Detail nicht bekannter Mäch-

tigkeit überdeckt.

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur

Lastabtragung geeignet sind, sowie mit einem oberflächennahen saisona-

len Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung)

Kenntnisnahme, eine Baugrunduntersuchung wurde durchgeführt.
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des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohl-

räume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der

anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zuläs-

sig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im

Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versicke-

rungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmer-

füllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausrei-

chenden Abstand zu Fundamenten zu achten.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen

oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-

kennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum

Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbe-

dingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden

objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw.

DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

4.5 Boden

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen

oder Bedenken vorzutragen.

Mineralische Rohstoffe

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hin-

weise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.

Grundwasser

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als

Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter

Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet

ein hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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hydrogeologischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen

im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.

Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB außerhalb von be-

stehenden oder geplanten Wasserschutzgebieten oder sonstigen Berei-

chen sensibler Grundwasser-nutzungen.

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu hydrogeolo-

gischen Themen statt.

Bergbau

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorlie-

genden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich

geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller)

betroffen.

Geotopschutz

Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Na-

turschutzes nicht tangiert.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

4.6 Allgemeine Hinweise

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehen-

den Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhan-

denen Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) ent-

nommen werden.

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Inter-

net unter der Adresse http:// lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-

dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden kann

TöB-Stellungnahmen des LGRB - Merkblatt für Planungsträger

Das Merkblatt wird hier nicht erfasst. Es kann eingesehen werden.

Kenntnisnahme
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5 Regionalverband

Heilbronn-Franken

06.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung an dem o.g. Verfahren. Wir kommen mit

Blick auf den geltenden Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 hierbei zu

folgender Einschätzung. –

Die Planung ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar.

Wir begrüßen die Wiedernutzbarmachung einer ehemaligen Gemeinbe-

darfsfläche am südwestlichen Ortsrand von Tauberbischofsheim im Sinne

der Innenentwicklung und des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-

den. Die Planung sieht teilweise Urbanes Gebiet und teilweise Allgemei-

nes Wohngebiet vor. Zudem wird die Mindest-Bruttowohndichte gemäß

Plansatz 2.4.0 eingehalten.

Die Entstehung einer regionalbedeutsamen Einzelhandelsagglomeration

nach Plansatz 2.4.3.2.5, die den Zielen der Raumordnung nach den

Plansätzen 2.4.3.2.1 bis 2.4.3.2.4 entgegensteht, halten wir für hinrei-

chend wenig wahrscheinlich. Im Falle einer oder mehrerer Ansiedlungen

von Einzelhandelsnutzungen ist ggf. zu einem späteren Zeitpunkt ein

Nachjustieren der Planung erforderlich.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens.

Wir bitten um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Be-

nennung der Planbezeichnung, des Datums und Übersendung einer Plan-

zeichnung, gerne auch in digitaler Form. Die Übersendung einer rechts-

kräftigen Ausfertigung ist nicht erforderlich.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Wird zu gegebener Zeit übergeben.

Die Stellungnahme des Regio-

nalverband Heilbronn-Franken

wird in ihrer Gesamtheit zur

Kenntnis genommen.
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6.1 Netze BW,

27.10.2022

nochmals vielen Dank für ihr Schreiben und die Beteiligung am oben ge-

nannten Bauleitplanverfahren.

Bezugnehmend auf unser Telefongespräch gestern gibt es bezüglich un-

serer Stellungnahme im Bauleitplanverfahren „Tauberbischofsheim St.

Michael" einige Ergänzungen.

Hinsichtlich der Information und Ergänzungen nehmen wir nochmals wie

folgt dazu Stellung.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Netze

BW wird in ihrer Gesamtheit zur

Kenntnis genommen.

6.2 im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich bereits Versor-

gungsleitungen diese dienen aber nicht der Erschließung des geplanten

Gebiets, sondern sind ausschließlich für die Versorgung des Hotels und

der Gastronomie.

Des weiteren befindet sich im östlichen Teil eine Trafostation. Ob diese

Trafostation für die komplette Versorgung mit elektrischer Energie des

Planungsgebiets ausreicht, kann zum derzeitigen Planungsstand keine

Aussage darüber getroffen werden.

Inwieweit wir unser Versorgungsnetz erweitern müssen hängt davon ab,

ob das Baugebiet über eine Erweiterung unseres Netzes der allgemeinen

Versorgung erfolgt oder ob eine Privaterschließung geplant ist.

Die für die Energieversorgung des Gebietes erforderlichen Gespräche

werden frühzeitig mit der Netze BW geführt, dabei steht die Versor-

gungssicherheit stets im Vordergrund.

Eine allgemeine Energieversorgung des Plangebietes durch die Netze

BW wird angestrebt.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

6.3 Erfolgt die Erschließung als Privaterschließung so ist diese entsprechend

des EnWG zu klassifizieren. Das EnWG kennt in diesem Zusammenhang

folgende Arten der elektrischen Anlagen: Kundenanlagen nach §3

Nr24a/b EnWG und Energieversorgungsnetze nach §3 Nr. 16 EnWG.

Sollte die Stromversorgung für das Plangebiet über unser Versorgungs-

netz erfolgen, müssen die erforderlichen Leitung und evtl. zusätzliche Tra-

fostationen welche wir zur Herstellung einer ordnungsgemäßen und si-

cheren Stromversorgung benötigen in den Privatflächen mittels Dienstbar-

keiten gesichert werden.

Die für die Energieversorgung des Gebietes erforderlichen Gespräche

werden frühzeitig mit der Netze BW geführt.

Im Vorfeld wurde bereits eine neue Trafostation gestellt., s. Pkt 6.4.

Kenntnisnahme
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In diesem Zuge weisen wir darauf hin, dass bei einer geplanten Privater-

schließung diese bezüglich der Klassifizierung nach dem EnWG rechtzei-

tig mit unserem Anschlussservice (anschlussservice-NFR@Netze-

BW.de) abzustimmen ist.

Bitte teilen Sie uns frühzeitig mit, in welcher Art und Weise das geplante

Gebiet erschlossen werden soll.

Ebenfalls bitten wir vor Ausschreibung der Ausführung um ein Koordinie-

rungsgespräch mit sämtlichen Versorgungsträgern.

Zur Vermeidung von Schäden an Versorgungsleitungen bitten wir Sie, die

Baufirmen auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen.

Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH

angefordert werden.

Ein entsprechendes Koordinierungsgespräch wird durchgeführt.

Der Hinweis wird weitergegeben.

6.4 25.10.2022 vielen Dank für Ihr Schreiben mit der Beteiligung am oben genannten Bau-

leitplanverfahren.

Die Unterlagen wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromver-

sorgung (Mittel- und Niederspannung) überprüft. Innerhalb und außerhalb

des Plangebietes sind Versorgungsleitungen vorhanden.

Für die Erschließung des Planungsgebiet mit elektrischer Energie wurde

bereits im Vorfeld eine Trafostation errichtet.

Diese dient dazu das Planungsgebiet mit der erforderlichen Niederspan-

nung zu versorgen. Das Stromversorgungsnetz wird als Kabelnetz ausge-

führt.

Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. Ka-

belverteilerschränke dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flä-

chen errichtet werden.

Diese sind zum aktuellen Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht

bekannt.

Kenntnisnahme
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Vor Ausschreibung der Ausführung bitten wir um ein Koordinierungsge-

spräch mit sämtlichen Versorgungsträgern.

Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von

der Netze BW GmbH beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der

Ausführungsplanung ist der hierfür erforderliche zeitliche Aufwand bei der

Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berücksichtigen.

Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen bit-

ten wir Sie, die Baufirmen auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen.

Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH

angefordert werden.
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7 Stadtwerk Tauber-

franken

15.11.2022

vielen Dank für die Beteiligung.

Das Stadtwerk Tauberfranken hat keine Einwände zu dem oben genann-

ten Bebauungsplanverfahren.

Häuser in Neubaugebieten müssen künftig nach dem KfW-Standard 40

gebaut werden, d.h. sie benötigen weniger Energie als die bisherigen

Häuser. Hinzu kommt die Verpflichtung zum Bau einer Photovoltaik-An-

lage auf dem neuen Gebäude. Diese Vorgaben machen den Einbau einer

Wärmepumpe für den Hauseigentümer attraktiver. Dies zeigen auch die

geringer werdenden Zahlen an fertiggestellten Gashausanschlüssen in

Neubaugebieten. Aus diesen Gründen sehen wir von einer kompletten Er-

schließung des Gebietes "Tauberpark (St. Michael)" mit Erdgas ab, da

hauptsächlich Einzel- und Doppelhäuser geplant sind.

Für den Bereich der geplanten Mehrfamilienobjekte kann bei Bedarf eine

Erdgasversorgung über die bestehende Versorgungsleitung in der König-

heimer Straße realisiert werden.

Für Fragen steht Ihnen Herr Pulvermüller unter der Tel. Nr. 07931 491

324 gerne zur Verfügung.

Kenntnisnahme

Die Stellungnahme des Stadt-

werk Tauberfranken wird zur

Kenntnis genommen.
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8 Deutsche Tele-

kom, 22.11.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Telekom

Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-

rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche

Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und

Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren

Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-

lungnahmen abzugeben.

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände, wir bitten

jedoch bei der Umsetzung des Bebauungsplanes nachfolgende Hinweise

zu beachten:

Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom

-– Anschluss „Das Bischof“ Stammbergweg 1. Die Lage der Anlagen kön-

nen Sie dem beigefügten Lageplan entnehmen. Die TK-Linie ist bei mög-

lichen Baumaßnahmen entsprechend zu sichern. Für den rechtzeitigen

Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem

Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es

notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-

bauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie

möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-

den.

Bitte wenden Sie sich hierzu an unserem Team Breitband

(Ansprechpartner: Herr Lober, Tel.: 07131/66-6554, Mail: Dietmar.Lo-

ber@telekom.de)

Vorsorglich weisen wir schon jetzt darauf hin, dass die Telekom an einer

gemeinsamen Ausschreibung nicht teilnehmen wird. Wir bitten Sie auch

in Ihrer Ausschreibung ausdrücklich darauf hinzuweisen sowie dass die

Kenntnisnahme

Ein Koordinierungsgespräch findet frühzeitig statt.

Die Stellungnahme der Telekom

wird zur Kenntnis genommen.
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Telekom jedoch bestrebt, ist mit der Firma, die den Zuschlag erhalten hat,

eigene Verhandlungen zu führen.

Wird beachtet.
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10 Polizeipräsidium

Heilbronn,

11.11.2022

Gegen den Bebauungsplan "Tauberpark (St. Michael)" bestehen grund-

sätzlich keine Bedenken. Die Verkehrserschließung über die Königheimer

Straße ist zweckmäßig.

Die Ausfahrt auf die Landesstraße bedarf der Prüfung der zuständigen

Stelle.

Anhand der Planzeichnung ist eine Zufahrtsbeschränkung von der Lan-

desstraße kommend bisher nicht erkennbar.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des Polizei-

präsidium Heilbronn wird zur

Kenntnis genommen.
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12.1 Bundesamt für Inf-

rastruktur, Um-

weltschutz und

Dienstleistungen

der Bundeswehr

21.10.2022

anbei übersende ich die Stellungnahme zur Kenntnisnahme und weiteren

Verwendung.

Ein Versand in Papierform erfolgt nicht.

Sollten Sie dennoch eine Ausfertigung in Papierform benötigen, bitte ich

um kurze Information.

Gerne können Sie Ihre Unterlagen auch per Mail oder in anderer digitaler

Form (CD / Internetlink) senden.

Allgemeiner Hinweis,

Im Zuge der Digitalisierung bitte ich Sie, Ihre Unterlagen in digitaler Form

(E-Mail/Interlink) bereitzustellen und an den Organisationsbriefkasten

BAIUDBwToeB@_bundeswehr.org zu senden. Diese Vorgehensweise

führt zu einer effizienten Arbeitsweise und schont die Umwelt. Sollte dies

nicht möglich sein, bitte ich um Übersendung als Datenträger (CD, DVD,

USB-Stick).

Postalisch übermittelte Antragsunterlagen werden nur auf ausdrücklichen

Wunsch zurückgesandt.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des Bun-

desamt für Infrastruktur, Um-

weltschutz und Dienstleistun-

gen der Bundeswehr wird zur

Kenntnis genommen.

12.2 durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Pla-

nung werden Belange der Bundeswehr berührt jedoch nicht beeinträch-

tigt.

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu

der Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange

keine Einwände.

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass sich das Plangebiet in einer Hub-

schrauber- und Jettiefflugstrecke befindet.

Es wird daher darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprü-

che, die sich auf die vom Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Flug-

lärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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13 Handwerkskam-

mer Heilbronn,

08.11.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan werden von Seiten der

Handwerkskammer keine Bedenken erhoben.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Hand-

werkskammer Heilbronn wird

zur Kenntnis genommen.
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14 Vodafone / Unity-

media BW

05.12.2022

vielen Dank für Ihre Anfrage. Beigefügt erhalten Sie unsere Stellung-

nahme.

ACHTUNG: Ab sofort haben wir ein neues Postfach:

ZentralePlanung.ND@vodafone.com Aufgrund von Home Office bitten wir

Sie, künftig alle Anfragen nur noch per E-Mail an uns zu senden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für Ihre Informationen.

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie

dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an.

Bitte beachten Sie:
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung,
Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung
zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesell-
schaften trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Dem-
nach gelten weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. Wir bit-
ten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldi-
gen.

Kenntnisnahme

Die Stellungnahme von Voda-

fone / Unitymedia BW wird zur

Kenntnis genommen.
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15 Bundesnetzagen-

tur Berlin,

21.10.2022

hiermit bestätigen wir Ihnen den Eingang Ihrer E-Mail. Sie wird an den

zuständigen Fachbereich weitergeleitet und bearbeitet.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte

 für Anfragen von Bauanträgen zur Abfrage von Richtfunkstrecken

der Betreiber an Frau Walz-Giebe (030/22480-509)

 für Richtfunk an Frau Kulb (030/22480-414)

 für Flugfunkzeugnisprüfungen an Herrn Balczerowski (030/22480-

410)

 für Flug-, Navigations- und Ortungsfunk an Herrn Eckert

(030/22480-364)

 für 5G-Campusnetze an Herrn Jacob (030/22480-593)

 für alle weiteren Fragen an Herrn Heutmann (030/22480-360)

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Bundes-

netzagentur Berlin wird zur

Kenntnis genommen.
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16 IHK Heilbronn-

Franken,

02.11.2022

wir bestätigen den Eingang Ihres Schreibens vom 18. Oktober 2022 sowie

den Erhalt der Planunterlagen. Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben wird

mitgeteilt,

(X) dass seitens der IHK keine Anregungen oder Bedenken beste-

hen.

0 uns zu gegebener Zeit die öffentlichen Auslegungsfristen mitzu-

teilen.

0 dass um Fristverlängerung bis ... gebeten wird.

Kenntnisnahme

Die Stellungnahme der IHK

Heilbronn-Franken wird zur

Kenntnis genommen.
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21.1 NABU-Gruppe

Tauberbischofs-

heim e.V.

05.12.2022

sehr geehrte Damen und Herren,

im Folgenden wird eine Stellungnahme im Namen und in Vollmacht des

NABU-Landesverbandes abgegeben.

1. Mehrere Rodungen zur Vorbereitung des Bauvorhabens

Bereits im Mai 2022 haben wir auf diverse Rodungen in und um Tauber-

bischofsheim aufmerksam gemacht und um eine Sensibilisierung bei Ro-

dungen in jeglichen Bereichen gebeten.

Die aufgeführten Missstände und Zerstörungen von Lebensräumen betraf

und betrifft auch das Gebiet des aktuellen Bauvorhabens.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme

21.2 Wie aus der Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) gemäß §§44

und 45 BNatSchG vom 30.11.2021 hervorgeht, waren die Bäume auf dem

Grundstück bereits vor zum Zeitpunkt der saP gerodet worden (siehe Ab-

bildung Deckblatt saP sowie Kapitel 1). Aus Abbildung 3, Seite 2 der saP

ist ersichtlich, dass sich unter den gerodeten Bäumen wenigstens ein

Baum mit Baumhöhle befand. Wie aus Kapitel 5.1. der saP hervorgeht,

hat der artenschutzrechtlich relevante (EU Vogelschutzrichtlinie Anhang

II, RLBRD 2 u. RLBW 2, stark gefährdet) Wendehals mit hoher Wahr-

scheinlichkeit vor der Rodung auf dem Gelände gebrütet. Wie auf:

https://www.service-bw.de/zufi/leistungen/6001833 nachzulesen ist

(siehe Abbildung 1) sind wiederkehrend benutzte Fortpflanzungsstätten

wie die Höhle eines Wendehals nach §44 BNatSchG geschützt. Somit

waren die Rodungen rechtswidrig gewesen.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme

21.3 https://www.service-bw.de/zufi/leistungen/6001833#onlineantrag
.
.
.

b) Auch wenn eine Fällung nach anderen Vorschriften zulässig wäre, ist immer zusätzlich

der spezielle Artenschutz zu beachten.

Demnach ist es unter anderem verboten, geschützte Tiere zu töten, ihre

Information Kenntnisnahme
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Entwicklungsformen (z.B. Eier im Nest) zu beschädigen, ihre Fortpflanzungsstätten (z.B.

Nester) zu zerstören oder die Tiere während der Fortpflanzungszeit zu stören.

Diese Regelungen gelten das ganze Jahr über ohne Befristung. Wenn sich also z.B. ein

belegtes Vogelnest im Baum befindet, wäre eine Fällung während der Belegung nicht zu-

lässig. Wenn das Nest wiederkehrend belegt ist (wie z.B. beim Storch), gilt ein ganzjähriger

Schutz.

Onlineantrag

Hinweis: Sobald Sie eine Postleitzahl oder einen Ort angegeben haben, können wir Ihnen

an dieser Stelle den Onlineantrag der zuständigen Stelle anzeigen.

Zuständige Stelle

Ihre Gemeinde/Stadt oder Ihr Landratsamt (Bereich Naturschutz)

Voraussetzungen

Sie möchten auf Ihrem Grundstück einen Baum fällen oder Baumbestände roden.
.
.
.

Abbildung 1: Baumfällgenehmigung von service-bw.de

21.4 Der inzwischen verstorbene Udo Fehringer hatte diese Praxis bereits vor

Jahren beim B-Plan für das Gebiet „Rollenmühle" in Tauberbischofsheim

bereits moniert.

Weitere aktuelle Fälle erwecken den Eindruck, dass dieses Vorgehen zum

Standard bei Bauvorhaben in Tauberbischofsheim wird. Diese Vorge-

hensweise muss in jedem Fall gestoppt und zukünftig untersagt werden.

Wir fordern u. a. die UNB auf, dies zu überwachen, zu prüfen und recht-

zeitig zu intervenieren.

Auch der Bereich (auf dem Lageplan mit „Zufahrt Hotel" und links und

rechts Parkplätze benannt) rechts vor dem Eingang in das Hotel wurde

bereits vor der saP gerodet und versiegelt (siehe Abbildung 2). Bevor dort

Parkplätze und eine Zufahrt gebaut wurden, standen dort Bäume und

Sträucher gerahmt von Grünflächen (siehe saP Abbildung 1, Seite 2).

Die Maßnahme wurde gemäß der vorliegenden Baugenehmigung

durchgeführt.

Kenntnisnahme
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21.5

Abbildung 2: Nicht erfasste Rodungen als Vorbereitung des Bau-

projektes (vorher/nachher)

21.6 2. Prüfung der Umsetzung der Maßnahmen für Nachhaltigkeit

und Naturschutz

Wir begrüßen die Ausführungen zur Nachhaltigkeit und die Verpflichtun-

gen den Naturschutz sowie die Ergebnisse der saP umzusetzen. Wir wei-

sen aber ausdrücklich darauf hin, dass hier eine Prüfung der Umsetzung

der Maßnahmen und eine Sanktionierung bei fehlender oder unzureichen-

der Umsetzung durch die Stadt Tauberbischofsheim stattfinden muss.

Bisherige Beispiele wie Laurentiusberg (Auflagen: Baum pro Grundstück

und Regenwasserzisterne) zeigen, dass trotz Auflagen Maßnahmen nicht

umgesetzt und nicht überprüft werden.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme
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21.7 3. Verschiedenes (Beispiele für eine mögliche ökologische und

naturverträgliche Begrünung, die genannten Sorten sollen ein

Beispiel sein und können selbstverständlich durch andere ge-

eignete Sorten ersetzt werden)

In der Anlage 2.2, Seite 6 werden Hinweise zur Einfriedung gemacht. Die

angegebene maximale Höhe von einem Meter steht allerdings im Wider-

spruch mit den aufgelisteten Gehölzarten, von denen ein Großteil eine

natürliche Höhe von zwei bis zehn Metern haben. Eine Höhenbeschrän-

kung ist aus ökologischer Sicht nicht angemessen, es ist ein natürlicher

Heckenaufbau vorzuziehen.

Wir empfehlen eine Begrünung des Spielplatzes mit beispielsweise weiß-

blühenden Rosskastanien (Aesculus hippocastaneum) und eine Fassa-

denbegrünung mit wildem Wein (Parthenocissus tricuspidata "Veitchii").

Offenen Grünflächen im urbanen Gebiet (z. B. um die Sparkasse) sollten

mit einer Wiesenmischung (ohne Zackenschote) angesät und höchsten 2-

schührig gehalten werden. Der Eingangsbereich sollte durch Blühsträu-

cher und -stauden ökologisch aufgewertet werden. Entlang der Südfas-

sade empfehlen wir ein durchgehendes Band verholzender, halbimmer-

grüner Kleinsträucher wie Lavendel (Lavandula angustifolia) und Ysop

versetzt mit bodendeckenden Rosen (z.B. Ballerina und Bienenweide

Rosa). Zwischen den Kugelrobinien: pro Beet je eine schattentolerierende

Strauchrose wie Rosa moyesii "Hillierei", Rosa pendulina syn. alpine ab-

wechselnd mit Alpen- u. Goldjohannisbeere plus Stauden (z. B. Gerani-

umarten). Madonna immaculinata: Staudenbeet mit Leitgehölz (Rosa pen-

dulina) und im Hintergrund Wildbienenhotel. Stockmeister-Bildstock:

Strauch hinter dem Denkmal: Amelanchier ovalis (Syn. rotundifolia), ein-

heimische Felsenbirne, im Vordergrund Stauden, Madonnenlilien,

Schwertlilien, bodendeckende, immergrüne Geranien (Geranium

Bei den genannten Einfriedungen handelt es sich um Zäune o.ä..

Bei den Heckenpflanzungen ist das geltende Nachbarrecht zu beach-

ten.

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Kenntnisnahme
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macrorrhyzum "Spessart"), Federgras (Stipa).

Insgesamt bedauern wir sehr, dass dieses umfangreiche Bauvorhaben

weder von Städteplaner*innen noch von Biologen*innen begleitet wurde

und trotz erheblichen Eingriffes in die bestehende Natur und Landschaft

keine Umweltprüfung durchgeführt wurde.

Für die NABU-Gruppe Tauberbischofsheim

Das Vorhaben wird in Abstimmung mit der Stadt Tauberbischofsheim,

die für alle Bauleitplanungen auf dem Gemeindegebiet verantwortlich

ist, als beschleunigtes Verfahren nach den §§ 13, 13a, 13b mit den darin

verankerten Randbedingungen aufgestellt und durchgeführt. (vgl. auch

Punkt 1.6.5)

Kenntnisnahme
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22 Stadt Grünsfeld

10.11.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum im Betreff genannten Bebauungsplanverfahren teilen wir Ihnen mit,

dass von der Stadt Grünsfeld keine Einwendungen und Bedenken vorge-

bracht werden.

Von den planungsrechtlichen Festsetzungen werden die Belange der

Stadt Grünsfeld nicht berührt.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Stadt

Grünsfeld wird zur Kenntnis ge-

nommen.
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25 TransnetBW,

26.10.2022

wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungsdo-

kumentation abgeglichen. Im geplanten Geltungsbereich des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes „ Tauberpark (St. Michael)" in Tauberbi-

schofsheim betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspan-

nungsfreileitung. Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vor-

zubringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen trotzdem gerne zur Verfügung.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme von Trans-

netBW wird zur Kenntnis ge-

nommen.
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26 TenneT TSO,

21.10.2022

die Überprüfung der uns zugesandten Unterlagen zum oben genannten

Vorgang hat ergeben, dass in dem Bereich keine Anlagen der TenneT

TSO GmbH vorhanden sind.

Belange unseres Unternehmens werden somit durch die geplante Maß-

nahme nicht berührt. Vielen Dank für die Beteiligung an dieser Anfrage.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme von TenneT

TSO wird zur Kenntnis genom-

men.
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27 Gemeinde Groß-

rinderfeld,

02.11.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die oben aufgeführte Bauleitplanung bestehen seitens der Ge-

meinde Großrinderfeld keine Bedenken.

Zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Tauberpark"

(St. Michael) auf der Gemarkung Tauberbischofsheim sind weder Anre-

gungen noch Bedenken vorzubringen.

Für den weiteren Verfahrensablauf wünschen wir Ihnen viel Erfolg.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Ge-

meinde Großrinderfeld wird zur

Kenntnis genommen.
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28 Stadt Lauda-Kö-

nigshofen,

26.10.2022

durch das o.g. Bebauungsplanverfahren der Kreisstadt Tauberbischofs-

heim werden die Belange der Stadt Lauda-Königshofen nicht berührt. An-

regungen und Bedenken werden daher nicht vorgebracht.

Wir wünschen viel Erfolg.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Stadt

Lauda-Königshofen wird zur

Kenntnis genommen.
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29 Stadt Külsheim

06.12.2022

von Seiten der Stadt Külsheim werden zum o.g. vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan keine Einwendungen erhoben.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme der Stadt

Külsheim wird zur Kenntnis ge-

nommen.
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30 Vermögen und

Bau BW,

26.10.2022

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 18.10.2022 anlässlich der Aufstellung

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Tauberpark (St. Michael)" auf

der Gemarkung Tauberbischofsheim und der Erlass zugeordneter örtli-

cher Bauvorschriften.

Das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten

durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg, Amt

Heilbronn, erhebt keine Einwendungen gegen den o.g. Bebauungsplan.

Landeseigene Grundstücke, sowie Interessen und Planungen sind durch

den Bebauungsplan nicht betroffen.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme von Vermö-

gen und Bau BW wird zur Kennt-

nis genommen.
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31.1 RP Freiburg Lan-

desforstverwal-

tung BW

08.12.2022

die höhere Forstbehörde am Regierungspräsidium Freiburg nimmt zu

dem o.g. Vorhaben wie folgt Stellung:

Der Gemeinderat der Kreisstadt Tauberbischofsheim hat am 22.03.2022

in öffentlicher Sitzung dem Antrag des Vorhabenträgers auf Einleitung ei-

nes Bebauungsplanverfahrens zugestimmt und gem. § 12 Abs. 2 Bauge-

setzbuch (BauGB) die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans „Tauberpark (St. Michael)" mit Vorhaben- und Erschließungsplan

sowie gem. § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO-

BW) den Erlass zugeordneter örtlicher Bauvorschriften beschlossen.

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Tauber-

park (St. Michael)" erstreckt sich auf die Grundstücke FlstNrn. 431, 432,

433, 434, 435 (Weg) teilweise, und 436, teilweise, nach Maßgabe der Ab-

grenzung durch die schwarz-gestrichelte Linie im abgebildeten, unmaß-

stäblichen Lageplan und umfasst eine Fläche von ca. 2,407 ha. Das Ge-

biet wird im Nord-Osten durch die Külsheimer Straße begrenzt, im Süd-

Westen durch die Königheimer Straße / den Stammbergweg, im Nord-

Westen durch den landwirtschaftlichen Weg FIst.-Nr. 7204 und im Westen

durch das FIst.-Nr. 7327.

Kenntnisnahme Kenntnisnahme

31.2 STELLUNGNAHME

Im räumlichen Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans „Tauberpark (St. Michael)" werden Waldflächen gern. § 2 LWaIdG

(FlstNrn.: 433, 434, 435 und 436) direkt überplant. Hierbei handelt es sich

um einen lockeren Mischwald aus Kiefer, Fichte und zahlreichen Laub-

bäumen. Insofern berührt das Bauleitplanverfahren in besonderer Weise

auch forstrechtliche/-fachliche Belange. Darüber hinaus sind die im Nord-

westen und Westen an das Plangebiet angrenzenden Waldflächen (Flst

Nrn.: 436 und 7327) im Rahmen der gesetzlich geforderten

Kenntnisnahme Kenntnisnahme
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Waldabstandsregelung gern. § 4 Abs. 3 S. 1 LBO ebenfalls vom geplanten

Vorhaben betroffen. Folglich ist Wald von dem o. g. geplanten BBP-Vor-

haben sowohl unmittelbar als mittelbar betroffen.

Aufgrund der betroffenen Rechtsbereiche wird nachfolgend einerseits auf

die Waldinanspruchnahme und andererseits auf die Waldabstandsrege-

lung getrennt voneinander eingegangen.

31.3 Waldinanspruchnahme

Die Waldflächen im Plangebiet des Bebauungsplans sind als Erholungs-

wald der Stufe 1b kartiert und erfüllen somit neben der forstlichen Grund-

funktion auch eine besondere Erholungsfunktion. Insbesondere in der un-

terdurchschnittlich bewaldeten Region Tauberbischofsheim (Waldanteil:

32,9 % Land Baden-Württemberg 37,8%) ist dies von besonderer

Bedeutung und schafft an der Walderhaltung ein hervorgehobenes öffent-

liches Interesse. Darüber hinaus sind die an das geplante Plangebiet an-

grenzenden Waldbestände einerseits als Klimaschutzwald (FlstNr. 7327)

andererseits als Waldbiotop „Graureiherkolonien bei Tauberbischofs-

heim" (FlstNrn.: 436 u. 7327) kartiert.

Kenntnisnahme

Der Abstand zum Waldbiotop wird durch die Anlage einer Grünfläche

gesichert, zusätzlich wird das Baufenster noch weiter vom Biotop weg

verlagert.

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

31.4 Soll die bestehende Nutzungsart Wald im Zuge der Bauleitplanung als

eine andere Nutzungsart dargestellt werden, ist nach § 10 LWaIdG die

Zustimmung der höheren Forstbehörde bzw. eine sogenannte Umwand-

lungserklärung zwingend erforderlich. Diese ist als „sonstige Rechtsvor-

schrift" im Sinne von § 6 Abs. 2 und § 10 Abs. 2 BauGB anzusehen. Somit

kann die geplante Änderung des Bebauungsplans erst rechtskräftig wer-

den, wenn nach Durchführung eines förmlichen forstrechtlichen Verfah-

rens nach § 10 i. V. m. § 9 LWaIdG die Umwandlungserklärung vorliegt.

Das diesbezügliche Verfahren wird von der höheren Forstbehörde nur auf

Die Anträge für das Verfahren auf Waldumwandlung werden derzeit in

Abstimmung mit der unteren Forstbehörde beim Landratsamt des Main-

Tauber-Kreises gestellt. Es werden derzeit mit der Amtsleitung in Tau-

berbischofsheim und dem Fachbereich hoheitliche Aufgaben die erfor-

derlichen Absprachen getroffen.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Antrag eingeleitet. Die entsprechenden Antragsunterlagen sind vom Trä-

ger der Bauleitplanung über die untere Forstbehörde (beim Landratsamt

Tauberbischofsheim) bei der höheren Forstbehörde einzureichen. Bitte

verwenden Sie in diesem Zuge das Antragsformular EW 12. Wichtig in

diesem Zusammenhang ist, eine flurstücksscharfe Auflistung der bean-

spruchten Waldfläche, die Zustimmung aller betroffenen Grundstücksei-

gentümer, die Darstellung und Beschreibung des forstrechtlichen Ausglei-

ches, sowie Fertigung detaillierter Lagepläne (Waldumwandlungsfläche u.

Ausgleichsfläche).

Die Waldflächen werden für die einzelnen Flurstücke getrennt ermittelt.

Auf Flurstück 436 handelt es sich um 3.408 m² und auf Flurstück 434

um 158 m² in Summe um 3.566 m²

Die konkreten Planunterlagen sind erstellt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

31.5 Zwingend erforderlich sind darüber hinaus nachfolgend aufgelistete As-

pekte, die im Antrag entsprechend enthalten bzw. berücksichtigt sein

müssen:

 Bedarf. Zur Klärung der Bedarfsfrage bzw. Erforderlichkeit des Vor-

habens ist eine plausible Begründung notwendig. Dabei ist das Ge-

bot der Eingriffsminimierung zu berücksichtigen.

 Alternativenprüfunq: Es ist schlüssig darzulegen, dass ebenso ge-

eignete Standorte außerhalb des Waldes bzw. Lösungen ohne

Derzeit besteht ein großer Bedarf an Wohnraum in der Kreisstadt Tau-

berbischofsheim. Seitens des Verbandes baden-württembergischer

Wohnungs- und Immobilienunternehmen (vbw) gibt es folgende Aus-

sage: „Die Nachfrage nach Wohnraum ist in Baden-Württemberg sehr

hoch. Dies gilt entsprechend für den Main-Tauber-Kreis. Hierfür spricht

unter anderem die sehr geringe Leerstandsquote von 1-2% unter den

Mitgliedsunternehmen des vbw, die im Main-Tauber-Kreis tätig sind.

Diese liegt sogar noch unter dem ohnehin schon niedrigen Landes-

durchschnitt der Mitgliedsunternehmen des vbw und ist praktisch aus-

schließlich durch Modernisierungen oder kurzfristige Leerstände durch

Mieterwechselbedingt. Investitionen in Wohnraum - insbesondere be-

zahlbaren Wohnraum – sind dringend erforderlich, um den Wohnungs-

markt perspektivisch zu entspannen.“

Durch die Waldabstandsflächen wird die Flächeninanspruchnahme mi-

nimiert, die Fläche des Vorhabenträgers dient zur Arrondierung der

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Waldinanspruchnahme im Sinne von § 9 LWaIdG nicht vorhanden

bzw. realisierbar sind.

 öffentliche Interessen: Der beabsichtigten Waldinanspruchnahme

dürfen keine öffentlichen Interessen im Sinne von § 9 Abs. 2

LWaldG entgegenstehen. Von besonderer Bedeutung sind dabei

regelmäßig auch die Ziele der Raumordnung und Landesplanung

sowie die natur- und/oder artenschutzrechtlichen Belange. Diesbe-

zügliche Bedenken müssen seitens der zuständigen Stellen vorbe-

haltlos ausgeschlossen werden.

 forstrechtlicher Ausgleich: Nach § 9 Abs. 3 LWaIdG sind die mit ei-

ner Waldumwandlung verbundenen nachteiligen Wirkungen für die

Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes forstrechtlich auszu-

gleichen.

Der erforderliche Ausgleichsbedarf ist mittels einer forstfachlich ak-

zeptierten Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung herzuleiten. Grund-

sätzlich soll es sich dabei um eine Kombination von verbalargumen-

tativer und quantitativer Eingriffs- u. Ausgleichsbeurteilung handeln.

Die Ausgleichskonzeption ist mit der Forstverwaltung im Vorfeld ab-

zustimmen. Der forstrechtliche Ausgleich muss mindestens eine flä-

chengleiche Ersatzaufforstung beinhalten, ggf. mit zusätzlichen

Schutz- u. Gestaltungsmaßnahmen.

Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass die Ersatzaufforstung(en)

bereits mit dem Antrag auf Umwandlungserklärung durch entspre-

chende Aufforstungsgenehmigungen gem. § 25 LLG nachzuweisen

sind.

geplanten Maßnahmen. Eine Alternative ist seitens des Vorhabenträ-

gers nicht vorhanden.

Im Gespräch mit der unteren Forstbehörde wurden keine Hinderungs-

gründe festgestellt.

Die Ausgleichsmaßnahmen wurden entsprechend den Vorgaben aufge-

stellt.

Der amtliche Weg wird stringent eingehalten. Die Unterlagen wurden in

Abstimmung mit den Verantwortlichen der unteren Forstbehörde aufge-

stellt und die Rahmenbedingungen streng beachtet.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

31.6 Liegen die Antragsunterlagen vollständig vor, prüft die höhere Forstbe-

hörde gemäß § 10 Abs. 1 LWaIdG, ob die materiell-rechtlichen

Die erforderlichen Unterlagen werden vorgelegt. Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Voraussetzungen für eine Umwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaIdG

bestehen. Um weitere Hinderungsgründe auszuschließen, ist zudem die

Vorlage der Ergebnismitteilung der TÖB's und Beschlussfassung des Ge-

meinderats zum B-Planverfahren erforderlich. Sofern eine Umwandlungs-

genehmigung in Aussicht gestellt kann, wird eine Umwandlungserklärung

erteilt. Diese ersetzt jedoch nicht die Umwandlungsgenehmigung nach §

9 Abs. 1 LWaIdG. Sie begründet aber einen Rechtsanspruch darauf, so-

fern bis zur Beantragung der Genehmigung keine wesentliche Änderung

der Sachlage eingetreten ist und keine zwingenden Gründe des öffentli-

chen Interesses eine Versagung rechtfertigen. Dies wird zu gegebener

Zeit im Rahmen eines separaten Umwandlungsverfahrens nach § 9

LWaIdG von der höheren Forstbehörde geprüft. In diesem Zusammen-

hang ist zu berücksichtigen, dass nach § 10 Abs. 3 LWaIdG die Umwand-

lung erst genehmigt werden darf, wenn die Inanspruchnahme der Wald-

fläche für die genehmigte Nutzungsart zulässig ist. Letzteres ist insbeson-

dere der Fall, wenn der Bebauungsplan Rechtskraft erlangt hat.

Somit sind vor Realisierung des geplanten Vorhabens zwei (!) forstrecht-

liche Verfahren zwingend erforderlich. Im Rahmen der Bauleitplanung ist

eine Umwandlungserklärung nach § 10 LWaIdG zu beantragen. Die Wald-

umwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaIdG hingegen, ist erst nach Ab-

schluss des Bauleitplanverfahrens zu beantragen. Der Antrag erfolgt in

beiden Fällen vom Träger der Bauleitplanung über die örtliche untere

Forstbehörde an die höhere Forstbehörde

Die entsprechenden Unterlagen des Bebauungsplanverfahrens, das

durch die Stadt geführt wird, wie den Aufstellungsbeschluss, die Ent-

wurfsbilligung, die Abwägungstabelle, werden in Abstimmung mit der

Stadt weitergeleitet.

Die erforderlichen Verfahrensschritte werden in Abstimmung mit der un-

teren Forstbehörde beantragt. Bei §9 entscheidet der / die Forstamtslei-

tung

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

31.7 Waldabstand

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Tauberpark (St. Michael)"

grenzt im Nordwesten und Westen unmittelbar an Wald an (FlstNrn.: 436

u. 7327). Im vorgelegten „Lageplan und Planzeichnung Bebauungsplan"

Der Waldabstand zum Flurstück 7327 auf wird 30 m vergrößert, ebenso

wird der Abstand zum Waldbiotop auf den Flurstücken 436 (Restfläche,

die nicht im Bebauungsplangebiet liegt) und 7327 auf 30 m vergrößert.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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wurde die Baugrenze der Nutzungsschablone 8 auf 17,5 m an die B-Plan-

gebietsgrenze und somit an die entstehende Waldgrenze herangeführt.

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 LBO müssen bauliche Anlagen mit Feuerstätten so-

wie Gebäude von Wäldern grundsätzlich einen Abstand von mindestens

30 m einhalten. Diese Waldabstandsvorschrift konkretisiert das öffentliche

Interesse an einer Gefahrenvermeidung für den Wald und insbesondere

auch für die Gebäude sowie die sich dort aufhaltenden Menschen. Dar-

über hinaus soll sie die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des angren-

zenden Waldes gewährleisten.

Ausnahmen können seitens der Baurechtsbehörde nur unter bestimmten

Voraussetzungen zugelassen werden. Nach unserem Kenntnisstand ist

dies laut gefestigter Rechtsprechung jedoch regelmäßig nur dann mög-

lich, wenn eine atypische Gefahrensituation gegeben ist (z. B. Topogra-

phie, Mattwüchsigkeit). Vielmehr ist vor Ort zu prüfen, ob durch den hang-

aufwärts gelegenen Wald ein größerer Waldabstand gem. § 4 Abs. 3 S.4

zum Schutz vor Leib und Leben und zum Schutze der Gebäude notwendig

ist.

Mit einer Unterschreitung des gesetzlich erforderlichen Waldabstands ist

grundsätzlich eine erhöhte Gefährdungssituation für die Gebäude und die

sich darin aufhaltenden Menschen (z. B. Gefahr durch umstürzende

Bäume) verbunden. Zudem ist eine Unterschreitung des gesetzlichen

Waldabstands für den angrenzenden Grundstücks-bzw. Waldeigentümer

stets mit erhöhten Aufwendungen verbunden (u. a. angepasste Waldrand-

pflege, Verkehrssicherungskontrollen/-maßnahmen).

Vor diesem Hintergrund wird seitens der höheren Forstbehörde dringend

empfohlen, den nach § 4 Abs. 3 LBO erforderlichen Abstand zwischen

Bebauung und Wald von mind. 30 m einzuhalten und die Ausfor-

mung/Ausrichtung des Baufensters entsprechend anzupassen. Eine

Kenntnisnahme, die erforderlichen Waldabstände werden eingehalten.

Kenntnisnahme

Der Abstand wird vollumfänglich eingehalten, die Planunterlagen

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Die Anregung wird
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(nachträgliche) Herstellung des erforderlichen Waldabstands durch Wald-

umwandlung kann nicht in Aussicht gestellt werden, da die diesbezügli-

chen Genehmigungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind.

Zudem bitten wir darum, den einzuhaltenden Waldabstandsstreifen ge-

mäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan zu überneh-

men

wurden entsprechend angepasst.

Wurde umgesetzt.

berücksichtigt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.

31.8 Fazit:

Von dem geplanten Vorhaben ist Wald sowohl unmittelbar als auch mit-

telbar betroffen. Aus diesem Grund bitten wir die unter „Waldinanspruch-

nahme" und „Waldabstand" genannten Aspekte und Hinweise zu berück-

sichtigen und die Planunterlagen entsprechend anzupassen.

Auf die Stellungnahme der unteren Forstbehörde zum o. g. Vorhaben wird

ergänzend verwiesen. Wir bitten um entsprechende Beteiligung der unte-

ren und der höheren Forstbehörde im weiteren Verlauf des Verfahrens.

Die untere Forstbehörde erhält hiervon Kenntnis.

Für Rückfragen, insbesondere zum forstrechtlichen Umwandlungsverfah-

ren, stehen wir gerne zur Verfügung.

Der Waldabstand wird eingehalten und die Anträge auf dauerhafte

Waldumwandlung gestellt.

Die Anregung wird berücksich-

tigt.
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Seitens der Bürger, die mit A gekennzeichnet wurden, um den Vorgaben zur Anonymisierung Rechnung zu tragen, wurde im

Rahmen der öffentlichen Auslegung der Bebauungsplanunterlagen eine Stellungnahme abgegeben.

Mit Datum vom 10.02.2023 wurde seitens der Bürger eine ergänzende Stellungnahme abgegeben, mit der die Einwände und Be-

denken zurückgenommen wurden. Zur besseren Vergleichbarkeit wurden die Abschnitte, der beiden Schreiben, die sich auf den

gleichen Sachverhalt beziehen unmittelbar nebeneinander gestellt. Erforderliche Abwägungsvorschläge sind unter den jeweiligen

Textpassagen eingefügt.

Die Rücknahme der einzelnen

Punkte des Schreibens vom

05.12.2022 durch das Schrei-

ben vom 10.02.2023 wird zur

Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 05.12.2022 (schwarz) , Schreiben vom 10.02.2023 (blau, kursiv), Abwägungsvorschlag (schwarz, kursiv)

A1 Bürger

05.12.2022

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Tauberpark (St. Michael)", Gemar-

kung Tauberbischofsheim; Öffentliche Auslegung der Entwurfsunterlagen

gern. § 3 Abs. 2 BauGB;

hier: Unsere Bedenken und Anregungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir sind Eigentümer der Flurstücke 431/1 und 431/2 (Carellas Restaurant

und Parkplatz P 3), die innerhalb des Planbereichs des ausliegenden Ent-

wurfes zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan `Tauberpark (St. Mi-

chael)" liegen. Wir betreiben dort erfolgreich ein gut etabliertes Restau-

rant, das von unseren Gästen intensiv frequentiert und zudem gerne für

die verschiedensten gesellschaftlichen Veranstaltungen und viele Fami-

lienfeiern gebucht wird. Es liegt auf der Hand, dass ein solcher Betrieb

nicht emissionsfrei sein kann (z.B. Geräusche und Gerüche).

Wir begrüßen die Aufstellung des Bebauungsplanes und seine Grund-

züge der Planung ausdrücklich. Ihr Bebauungsplan muss allerdings unser

Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Tauberpark",

Gemarkung Tauberbischofsheim, öffentliche Auslegung der Ent-

wurfsunterlagen gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Unser Schreiben vom 5.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Eigentümer der Flurstücke 431/1 und 431/2 ist es uns ein großes

Anliegen, uns nochmals zu unserem o.a. Schreiben zu positionieren.

Unser Restaurant ist unmittelbar mit dem Hotel „Das BISCHOF" sowohl

baulich wie auch wirtschaftlich verbunden. Unsere Anregungen und Be-

denken wurden mit dem Geschäftsführer der Tauberpark Grundstücks-

gesellschaft mbH, ausführlich und ergebnisorientiert

diskutiert.
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Unternehmen in seinem Bestand schützen und uns zugleich gute Entwick-

lungsperspektiven eröffnen.

Wir nehmen die öffentliche Auslegung des Entwurfes daher zum Anlass,

wegen der künftigen Gemengelage von Wohnen und Gastronomie/Hotel-

lerie unsere Anregungen und Bedenkungen rechtzeitig in das Verfahren

einzubringen, damit sie von Ihnen berücksichtigt werden:

Kenntnisnahme

A2 1. Lärmschutz-Maßnahmen

Die schalltechnischen Untersuchungen bestätigen, dass eine städ-

tebauliche Gemengelage entsteht und die Belange des Lärmschut-

zes besonders berücksichtigt werden müssen, um absehbare Kon-

flikte von vornherein zu vermeiden. Dies liegt besonders im Inte-

resse eines guten Neben- und Miteinanders von Wohnen und Gast-

ronomie, das wir uns mit unseren künftigen Nachbarn sehr wün-

schen.

Kenntnisnahme

A3 a) Aktive LS-Maßnahmen an P 3 (Baufläche 14)

Nach der Schallimmissionsprognose des Ing.-Büros Wölfel sind Im-

missionsschutzmaßnahmen u.a. am Parkplatz P 3, Baufläche 14

vorgesehen, und zwar als dreiseitige Einhausung und als teilweise

Überdachung.

Die Empfehlungen des Gutachters wurden im Plan zeichnerisch be-

rücksichtigt, allerdings an der Nordseite nicht über die Länge von

14 m sondern 21 m und an der Südseite über 15 m statt 14 m.

Der Gutachter empfiehlt zudem offenbar an der Südseite eine

Durchfahrt in einer Breite von 7 m, die zeichnerisch jedoch nicht

Zum Lärmschutz entsprechend den Empfehlungen des Gutachters

konnte völliges Einvernehmen erzielt werden, da hier unsere Anregun-

gen zur gesamten LS-Maßnahme mit geplanter Überdachung sowie der

Durchfahrtsbreite mittlerweile privatrechtlich vereinbart wurden. Insbe-

sondere die Berücksichtigung der gutachterlichen Empfehlungen ist ge-

währleistet.
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dargestellt ist. Eine durchgehende LS-Wand an der Südseite über

15 m würde eine Neuordnung des Parkplatzes P 3 erfordern und zu

einem deutlichen Verlust von Stellplätzen führen. Damit sind wir

nicht einverstanden.

Wir regen daher an,

 die LS-Maßnahme auf das vom Gutachter vorgeschlagene

Maß zu reduzieren (14 m - 29 m - 14 m),

 eine Öffnung von 7 m Breite zeichnerisch darzustellen und

zudem

für die teilweise Überdachung von P 3 alternativ zu einem Gründach

eine PV-Nutzung zulassen.

Kenntnisnahme

A4 Wir gehen davon aus und bitten uns zu bestätigen, dass keine Ge-

nehmigung für ein Vorhaben mit WA-Nutzung innerhalb des Bau-

platzes 08 (Schablone 7) und 10 (Schablone 8) erteilt wird, ohne

dass die auf P 3 festgesetzten LS-Maßnahmen zumindest zeit-

gleich umgesetzt werden.

Ohne eine dahingehende Sicherheit für uns, sind wir mit den ge-

planten Festsetzungen nicht einverstanden, weil negative Auswir-

kungen, insbesondere zeitliche Einschränkungen für unseren Be-

trieb zu erwarten sind.

Die Inanspruchnahme unseres Grundstücks für LS-Maßnahmen

bedarf zudem eines Vertrags mit uns.

Außerdem ist bei einer zukünftigen Bebauung der Baufenster 08 und 09

durch die Nachbaranhörung eine Beteiligung unsererseits ausreichend

gegeben. Damit sind diese Bedenken ausgeräumt.

Kenntnisnahme

A5 b) Beschränkungen des Baufensters Baugrundstück 07, Schab-

lone 6, im südlichen Bereich

Im gemeinsamen Gespräch wurde uns bezüglich der Lage der „Schlaf-

zimmer" (Baufenster 07) auch verdeutlicht, dass hier gemeinsame
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Für den südlichen Bereich des Baufensters im Baugrundstück 7 be-

antragen wir, zum Schutz unserer gewerblichen Nutzung und der

Nachbarn vor Immissionen LS-Maßnahmen verbindlich festzuset-

zen. Nach Ziff. 1.11 letzter Satz der Planungsrechtlichen Festset-

zungen ist die Beschränkung zur Ausrichtung der Schlafräume in

Richtung Gastronomie lediglich als Soll-Vorschrift formuliert.

Interessen vorliegen und die Tauberpark Grundstücksgesellschaft dies

bei einer zukünftigen Bebauung planerisch und vertraglich berücksich-

tigen wird. Damit sind auch diese Bedenken vollumfänglich ausgeräumt.

Kenntnisnahme

A6 c) Zweckbestimmung und Beschränkungen im Bauflächen 8 und

10, Schablonen 7 und 9

Die Baugrundstücke 8 und 10 sollen als WA-Gebiet (allgemeines

Wohngebiet) festgesetzt werden. Nach den textlichen Festsetzun-

gen (alleinige Beschränkung auf Wohnungen!) ist es faktisch ein

reines Baugebiet (WR). Die Zweckbestimmung allgemeines (und

nicht reines) Wohnen muss jedoch gewahrt bleiben.

Wir haben Bedenken, dass durch die engen Beschränkungen aus-

schließlich auf das Wohnen ein erhöhter nächtlicher Schutzan-

spruch entsteht.

Zu den Zweckbestimmungen in den Baufenstern 8 und 10 orientieren

wir uns an den Festsetzungen eines allgemeinen Wohngebietes (WA).

Eine darüber hinaus gehende Vermutung unsererseits war nicht ange-

messen. Wir bitten um Nachsicht.

Kenntnisnahme

A7 2. Erweiterung des Baufensters Baufläche 12 (Schablone 11)

Zu unserem Restaurantbetrieb gehört die konzessionierte Terras-

sennutzung/Außengastronomie. Sie ist für unser Geschäftsmodell

von sehr großer Bedeutung für uns. Für künftige Entwicklungen

wollen wir uns die Möglichkeit offenhalten, die Außengastronomie -

auch bei heranrückender Wohnbebauung - zu nutzen und zu erwei-

tern. Dazu muss es möglich bleiben, die heute genutzten und wei-

tere Außenbereiche ganz oder teilweise zu überdachen bzw. ganz

Zur Erweiterung des Baufensters bei unserem Restaurant konnte mit

der Tauberpark Grundstücksgesellschaft mbH ebenfalls im gemeinsa-

men Dialog Einigung erzielt werden, denn wichtig ist, dass die derzeitige

Außengastronomie weiterhin gewährleistet ist. Hier sind wir uns der vor-

handenen Flurstücksgrenzen bewusst. Der Status quo ist somit gesi-

chert! Eine Erweiterung des Baufensters ist nicht notwendig. Auch der

abschließende Hinweis, wonach eine 3-Geschossigkeit nicht erforder-

lich ist, ergibt sich schon durch gesunden Menschenverstand. Auch hier
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oder teilweise flexibel einzuhausen. Damit wollen wir eine wetterun-

abhängige Nutzung ermöglichen.

Da es sich dabei nicht um Nebenanlagen im Sinne von § 14

BauNVO handelt, schlagen wir vor, das Baufenster unseres Grund-

stückes - über unsere Grundstücksgrenze hinaus - nach Westen zu

erweitern. Eine Skizze haben wir beigefügt (blau schraffierte Flä-

che).

Eine 3-Geschossigkeit ist in diesem Bereich nicht erforderlich.

nehmen wir die Anregungen und Bedenken explizit zurück!

Kenntnisnahme

A8 3. Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nach dem Entwurf nur an der Stätte der Leis-

tung zulässig; die Möglichkeit der hinführenden Werbung (Restau-

rant und Hotel), auch an Gebäuden bereits vom Kreisel kommend

sollte möglich bleiben und zulässig sein.

Bei den Bemerkungen zu den Werbeanlagen ist der direkte Zusammen-

hang zum Hotel ebenfalls gegeben und somit für uns so weit ausrei-

chend.

Kenntnisnahme

A9 4. Verkehrsanlagen

Mit Blick auf die künftige Erschließung und Erreichbarkeit unserer

Grundstücke bitten wir zudem um Auskunft, ob es sich bei der vom

Stammbergweg nach Westen abzweigenden Straße, die zu unse-

rem Parkplatz (P 3) führt, künftig auf voller Länge um eine öffentli-

che Verkehrsfläche handelt.

In der zeichnerischen Darstellung ist lediglich ein Teilabschnitt als

Verkehrsfläche farblich dargestellt, ohne den öffentlichen oder pri-

vaten Charakter festzulegen.

Bei der Frage nach der Widmung des Abzweigs am Stammbergweg, ist

auf den städtebaulichen Vertrag zu verweisen. Aus der Gesamtsituation

ist hier sicher eine öffentliche Zufahrt sinnvoll. Soll aber hier nicht weiter

Gegenstand der Bedenken bzw. Anregungen sein!
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Wir regen jedoch an, im Bebauungsplan zweifelsfrei festzusetzen,

ob und in welchen Teilen es sich um öffentliche oder private Ver-

kehrsflächen handeln soll.

Kenntnisnahme

A10 5. Kosten und Durchführungsvertrag

Nach Ziff. 15.3 der Begründung zum Bebauungsplan trägt der In-

vestor die Kosten.

Nach Auskunft von wurden noch keine Inhalte eines

Durchführungsvertrags oder sonstiger städtebaulicher Vereinba-

rungen zwischen dem Investor/Vorhabenträger und der Stadt fest-

gelegt oder entworfen.

Somit ist offenbar noch offen, wann, in welchem Zeitraum und wie

der Vorhabenbezogene Bebauungsplan durchgeführt, d. h. umge-

setzt wird. Ein solcher Vertrag mit den für uns ebenfalls wichtigen

Regelungen müsste jedoch bis zum Satzungsbeschluss geschlos-

sen worden sein.

Auch wenn ein Vertragsentwurf nicht zu den auszulegenden Unter-

lagen des Planentwurfs gehört, bitten wir Sie, uns zu bestätigen,

dass unabhängig vom Inhalt des späteren Durchführungsvertrages

 wir als Grundstückseigentümer keine Kosten für Erschlie-

ßungs- oder Ausbaumaßnahmen einschl. der angeführten

Lärmschutzmaßnahmen auf P3 zu tragen haben und

 eine Veranlagung zu kommunalen Beiträgen für unsere bei-

den Grundstücke wegen der Erschließung des Baugebiets

unwiderruflich ausgeschlossen ist.

Zu den Kosten und dem Durchführungsvertrag konnte zwischenzeitlich

ebenfalls Einvernehmen mit der Tauberpark Grundstücksgesellschaft

mbH erzielt werden. Uns wurde ebenfalls mittlerweile bewusst, dass die

Forderung nach einer Bestätigung zur Kostenfreistellung bei den Lärm-

schutzmaßnahmen nicht Sache der Stadt Tauberbischofsheim sein

kann, sondern der jeweils betroffenen Partner.

Kenntnisnahme
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A11 Abschließend wollen wir betonen, dass es uns bei den Anregungen

und Bedenken sowohl um eine gute und möglichst störungsfreie

Nachbarschaft als auch die Grundlagen für eine erfolgreiche Zu-

kunft unseres Familienunternehmens geht. Für Rückfragen zu den

von uns angeführten Punkte stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Über das Ergebnis der Abwägungen des Gemeinderates bitten wir

uns schriftlich zu benachrichtigen.

Herrn

zukommen.

lassen wir eine Ausfertigung unserer Bedenken und Anregungen ebenfalls

Es ist uns wichtig, mit diesem Schreiben und der Rücknahme

sämtlicher Bedenken entsprechend Klarheit zu schaffen. Unser

Schreiben vom 5.12. 2022 ist somit ausgeräumt!

Kenntnisnahme

Wir begrüßen ausdrücklich die Aufstellung des Bebauungsplanes „Tau-

berpark und widmen uns nun der weiteren gedeihlichen und erfolgrei-

chen Positionierung unseres Restaurants „Carellas Ristorante" gemein-

sam mit dem Hotel „DAS BISCHOF".

Die Geschäftsleitung der Tauberpark Grundstücksgesellschaft mbH,

. erhält ebenfalls eine Mehrfertigung unseres Schreibens.

Kenntnisnahme
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A12

Vergleiche Ausführung in Punkt A 7
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B Bürger

08.12.2022

als Angrenzer an das zu überplanende Gebiet „Tauberpark" möchten wir

Stellung nehmen:

Bereits beim Baugenehmigungsverfahren zur Umnutzung der Kapelle be-

fürchteten wir ein Überschreiten des vorgegebenen maximalen Lärmpe-

gels nach 22 Uhr, insbesondere durch die Nutzung der Kapelle als Veran-

staltungsort und den Aufenthalt von Veranstaltungsteilnehmern außerhalb

der Kapelle (vgl. unsere Einwendung vom 30.04.2021). In der Baugeneh-

migung vom 21.12.2021 sind entsprechende Nebenbestimmungen zum

Lärmschutz festgelegt.

Uns interessiert nun die Frage, ob durch den Bebauungsplan „Tauber-

park" dem Eigentümer von Hotel und Kapelle durch die festgelegten Bau-

grenzen und die Grundflächenzahl 0,8 die Möglichkeit eröffnet wird, die

Außenanlage insbesondere der Kapelle so umzugestalten, dass dadurch

eventuell Lärmquellen (z. B. Raucher auf einer neu errichteten Terrasse

in Richtung Wohngebiet), die in der Schallimmissionsprognose bisher

noch nicht berücksichtigt sind, geschaffen werden?

Im Entwurf zum Bebauungsplan „Tauberpark" ist aktuell laut der Schal-

limmissionsprognose ein Raucherbereich mit entsprechenden Schall-

schutzvorrichtungen für Gastronomie und Hotelbetrieb im Innenhof des

Hotels empfohlen. Gilt dieser dann auch verbindlich für die Teilnehmer

von Veranstaltungen in der Kapelle?

Bitte bestätigen Sie uns den fristgerechten Eingang dieses Schreibens.

Für den Bebauungsplan Tauberpark wurde ein ergänzendes Lärmgut-

achten erstellt, in diesem ist der Sachverhalt des Rauchens erneut

Thema. Die im Gutachtengenannten Maßnahmen zur Lärmreduzierung

wie die Ausweisung von eingehasten Raucherbereichen im Innenhof

Hotel, werden umgesetzt. Die Maßnahmen sind im Bebauungsplan ver-

ankert.

Kenntnisnahme




